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Für unser bestes Baden-Württemberg.

Sehr geehrte 
Damen und Herren, 
liebe Parteifreunde,

als vor einem Jahr die Entscheidung über
den Spitzenkandidaten der CDU für die
Landtagswahl 2016 gefallen war, hofften
die politischen Gegner auf Lagerbildung
und Spaltung innerhalb der CDU Baden-
Württemberg. Diesen Gefallen taten wir
Grün-Rot nicht.

Landesparteitag demonstrierte
große Geschlossenheit

Die baden-württembergische CDU steht
heute in großer Geschlossenheit hinter ih-
ren Spitzenleuten, dem Kandidaten für das
Ministerpräsidentenamt Guido Wolf und
dem CDU-Landesvorsitzenden Thomas
Strobl. Von den über 300 Delegierten beim
Landesparteitag am 20./21. November im
Europapark Rust wählten 97,9 Prozent den
Landesvorsitzenden. Sie honorierten da-
mit, dass Wolf und Strobl seit dem letzten
Jahr als Tandem auftraten, beide die
Schwachstellen der gegenwärtigen Lan-
desregierung aufzeigten, Wolf als uner-
müdlicher Kämpfer durch das Land reiste

und Strobl die Parteibasis mit Projekten,
wie „Frauen im Fokus“ und Regionalkonfe-
renzen aktiviert hat. Das Wahl- und Regie-
rungsprogramm, das in einem Leitantrag
einstimmig beschlossen wurde, ist das Er-
gebnis einer umfassenden Beteiligung der
vielen Gliederungen der CDU auf allen
Ebenen.

Flüchtlingskrise beherrscht die
politische Agenda
Die Asyl- und Flüchtlingspolitik ist das

beherrschende Thema, das nach Meinung
vieler den Ausgang der Landtagswahl ent-
scheidend beeinflussen wird. Die andau-
ernden gewaltigen Flüchtlingsströme sind
das Ergebnis des blutigen Terrors fanati-
sierter islamistischer Mörderbanden, die
den Krieg im Nahen Osten nach Europa
tragen wollen, wie wir gerade schmerzlich
erfahren mussten.

In seiner Rede machte Strobl deutlich,
dass Deutschland in der Flüchtlingsfrage
Solidarität von den europäischen Staaten

erwartet, die man in der Finanzkrise unter-
stützt hatte. Wenn Europa in der Flücht-
lingskrise scheitert, werden sich die Men-
schen von Europa abwenden, befürchtet
Strobl. Es könne nicht sein, dass allein
Deutschland und Schweden 50 Prozent al-
ler Flüchtlinge aufnehmen. Die Lösung
müsse in einer deutlichen Reduzierung der
Zuwanderungszahlen liegen, da sonst die
Stimmung im Land wegen Überforderung
kippen werde.

„Das Grundgesetz steht über 
der Scharia“

In dieser dramatischen Entwicklung sei-
en allerdings die Grünen ein Teil des Pro-
blems, weil sie sich gegen die rasche Rück-
führung von Asylbewerbern aus sicheren
Herkunftsländern sträuben und sich bis
zuletzt gegen beschleunigte Asylverfahren
gewehrt haben. Von den Flüchtlingen aus
den arabischen Kriegsgebieten, die dauer-
haft hier bleiben wollen, verlangte Strobl
den ersthaften Willen zur Integration und
die Anerkennung unserer demokratischen
Werteordnung, wie z. B. Gleichberechti-
gung von Mann und Frau und die Religi-
onsfreiheit, denn „das Grundgesetz steht
über der der Scharia“.

Wolfgang Schäuble statt Thomas 
de Maizière

Das Programm sah eine Rede des Bun-
desinnenministers de Maizière vor, doch
der war wegen aktueller Ereignisse in
Brüssel unabkömmlich. Als „Ersatz“ kam
Wolfgang Schäuble, den die Delegierten
stehend empfingen und nach einer von
lockerem Witz und ernster Nachdenklich-
keit geprägten Rede mit stehendem Beifall
verabschiedeten. Er gab den Delegierten
Orientierung und konkrete Hinweise, was

Wir wünschen Ihnen und Ihren Familien 
ein schönes und besinnliches Weihnachtsfest 

und für das neue Jahr 2016 alles Gute.

CDUintern
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jetzt getan werden muss. „Unsere Bürger
erwarten von der CDU Prinzipien. Freiheit
und Sicherheit sind keine Gegensätze, sie
bedingen sich gegenseitig, das eine ist
ohne das andere nichts“, sagte er. Wenn
man im Schengenraum Europa weiterhin
Freizügigkeit haben will, dann müsse man
die EU-Außengrenzen sichern, Flüchtlings-
kontingente einführen und das Asylrecht
europäisieren, allerdings mit anderen
Standards als in Deutschland. Dazu bedarf
es auch der Mitwirkung des UN-Flücht-
lingskommissars und der Kooperation der
Türkei.

Was getan werden muss
Schäuble skizzierte die nächsten Schrit-

te; die rasche Verabschiedung des Asylbe-
werberverfahrensgesetzes, Anreize redu-
zieren bei den Leistungen (Sach- statt
Geldleistungen), kein massenhafter Fami-
liennachzug, europäische Grenzpolizei,
Unterstützung der Erstaufnahmeländer
Griechenland und Italien. Das Recht auf
Schutz bedeute nicht, dass jeder Mensch
unter dem Schutz der Genfer Flüchtlings-
konvention entscheiden könne, wo er le-
ben möchte. Ein europäischer Verteilungs-
schlüssel ist unabdingbar. 

Dank an die vielen Helfer
Großen Dank sagte Schäuble den vielen

Ehrenamtlichen, die die Ehre Europas ge-
rettet haben, sowie der Polizei, der Feuer-
wehr, den Nachrichtendiensten und der
Bundeswehr, die im Notfall zur Unterstüt-
zung der Polizei auch im Innern eingesetzt
werden solle, wie das in fast allen europäi-
schen Ländern die Regel ist.

„Wir haben ein Problem“, sagte Schäuble,
„wir haben zu viele Bundesländer, in denen
Rot-Grün regiert, und besonders eines tut
weh – Baden-Württemberg – aber im März

2016 isches rum“, sagte er in seiner un-
nachahmlichen Weise.

Guido Wolf begeisterte die 
Delegierten

Mit Spannung erwarteten die Delegier-
ten die Rede des Spitzenkandidaten Guido
Wolf am zweiten Tag des Landesparteita-
ges. Sie wurden nicht enttäuscht, im Ge-
genteil. 66 Minuten lang
schlug Wolf die versammelten
Parteitagsdelegierten in sei-
nen Bann mit einer Rede, die
im Zwei-Minutentakt mit Bei-
fall quittiert wurde. Kämpfe-
risch attackierte die grün-rote
Regierung, die „in fünf verlo-
renen Jahren“ nicht nur wenig
geliefert habe, sondern auch
ganze Berufsgruppen gegen
sich aufgebracht habe. Bau-
ern, Förster, Jäger, die Polizei
und die Lehrerschaft wurden
mit unausgegorenen Geset-
zen und Vorschriften traktiert und Schul-
den wurden gemacht trotz bester Steuer-
einnahmen. „Es herrscht Bevormundung
und Gängelung statt Freiheit und Eigen-
verantwortung“. Von der „Politik des Ge-
hörtwerdens“ sei nicht viel übrig geblie-
ben. Die Regierung überhört die Nöte der
Kommunen. 700 Bürgermeistern hatte MP
Kretschmann kürzlich in einer Versamm-
lung in Ditzingen spüren lassen, dass die
Landesregierung mit den Kommunen nicht
auf Augenhöhe verhandle, sondern sie
vielmehr nur als untere Verwaltungsebene
betrachte.

Die CDU ist die Partei der Inneren
Sicherheit

Die CDU werde im Wahlkampf deutlich
herausstellen, dass sie die Partei der Inne-

ren Sicherheit ist, unterstrich Wolf. Sicher-
heit zu garantieren sei die ureigenste Auf-
gabe des Staates. Freiheit werde nicht mit
Spruchbändern, Lichterketten und Resolu-
tionen verteidigt, sondern durch Taten im
Einsatz von Polizei Feuerwehr und Nach-
richtendiensten wenn es darum geht den
„Irrsinn des Terrors“ zu bekämpfen. In der
Flüchtlingspolitik könne es so wie heute
nicht mehr weitergehen, ist Wolf über-
zeugt. Es überfordere unser Land, wenn
pro Jahr über eine Million Flüchtlinge kä-
men. Es sei auch nicht besonders christ-
lich, Flüchtlinge ohne Perspektive auf Ar-
beit, Wohnung und Ausbildung kommen
zu lassen und den Familiennachzug in Per-
spektivlosigkeit dürfe man auch nicht den
Migranten zumuten. Allerdings müsse je-
der, der hier Bleiberecht bekommt, unse-
ren Wertekanon akzeptieren, damit keine
Parallelgesellschaften entstünden. Für
Wolf gibt es einen klaren Unterschied zwi-

schen Integration und Multikulti, den Grü-
ne nicht sehen wollen. Zu dem Satz des
Ministerpräsidenten, „das Boot ist nie
voll“, müsse man ihm die Frage stellen, wo
bleibt der Blick auf die Arbeitslosen und
Wohnungssuchenden in unserem Land.

Guido Wolf „Ich will Minister-
präsident von Baden-Württemberg
werden“

„Wir machen Politik für die Mitte der Ge-
sellschaft, weil wir aus der Mitte der Ge-
sellschaft kommen“, charakterisierte Gui-
do Wolf seine Politik. Er rief die Delegier-
ten dazu auf, in den verbleibenden 100 Ta-
gen bis zur Landtagswahl mit vollem Ein-
satz dafür zu kämpfen, dass ohne die CDU
keine Regierung gebildet werden kann.
„Ich will Ministerpräsident von Baden-
Württemberg werden“ bekräftigte Wolf
zum Schluss unter lang anhaltendem Bei-
fall.
Dazu sind auch wir im Bodenseekreis auf-
gefordert.

Mit freundlichen Grüßen

Lothar Fritz <<<



Seit Jahren verhandelt die Eu-
ropäische Union mit den Verei-
nigten Staaten von Amerika
über das Transatlantische Frei-
handelsabkommen (TTIP). An-
gesichts der Skepsis hinsicht-
lich TTIP innerhalb der Medien-
berichterstattung und der Be-
völkerung luden die CDU-Bo-
denseekreis, der CDU-Ortsver-
band Bermatingen und die Mit-
telstandvereinigung MIT-Bo-
densee am Freitag den
30.10.2015 nach Bermatingen,
um die Gäste über das Thema
TTIP insgesamt und vor allem über den ak-
tuellen Stand der Verhandlungen zwi-
schen Europa und den USA zu informieren.
Eingeladen waren Nobert Lins (MdEP), Su-
sanne Schwaderer (CDU-Landtagskandi-
datin), Dieter Broszio (IHK Bodensee-

Oberschwaben) und Kerstin
Mock (Landfrauenverband Süd-
baden) um zum Thema Stellung
zu nehmen.

Susanne Schwaderer betonte
gleich zu Beginn ihres Vortra-
ges, dass ein erfolgreicher Ab-
schluss der TTIP-Verhandlun-
gen besonders für Deutschland,
als Exportland Nummer Eins in
Europa wichtig sei, um im glo-
balen Wettbewerb weiterhin
eine maßgebliche Rolle zu spie-
len und den daraus resultieren-
den nationalen Wohlstand hal-
ten zu können. Die Abschot-
tung sei der falsche Weg, so
Schwaderer. Die USA habe be-
reits mit Pazifikanrainerstaaten
ein Freihandelsabkommen
(Transpazifische Partnerschaft
TPP) geschlossen und um glo-
bal weiterhin essentielle Quali-
tätsstandards festlegen zu kön-
nen müsse sich die EU für eine
transatlantische Partnerschaft
mit der USA entscheiden. Dar-
über hinaus rief Schwaderer die

Gäste dazu auf, den gewähl-
ten Vertretern im Parlament
zu vertrauen, dass diese
stets das Wohl der Bürger
verfolgen und in den TTIP-
Verhandlungen dafür einset-
zen.

Der Europaparlamentsab-
geordnete Norbert Lins
sprach in seinem Impulsvor-
trag fünf wichtige Themen-
felder an: den aktuellen
Stand der Verhandlungen,
die Transparenz der Ver-
handlungen, die Frage nach

der Daseinsvorsorge, den Investitions-
schutz und den Verbraucherschutz. Lins
erklärte, dass die EU-Generaldirektion seit
2013 mit der US-Administration in Ver-
handlung stehe und geplant sei, dass Mit-
te 2016 ein offizieller Text zur beidseitigen

Ratifikation vorliegen sol-
le. Um die Bedenken der
Bürger aufzugreifen,
sprach Lins das Thema der
umstrittenen Transparenz
der Verhandlungen an. Er
sei der Meinung, dass die
EU durchaus auf den Vor-
wurf aus der Gesellschaft
reagiert und den Forderun-
gen nach mehr Transpa-
renz Folge geleistet habe

indem Dokumente online gestellt wurden,
die den Bürgern den Verhandlungsstand
und die Verhandlungsgegenstände näher
bringen sollen.

Dieter Broszio und Kerstin Mock spra-
chen sich ebenfalls für TTIP aus, da dieses
das Wirtschaftswachstum besonders in
der Bodenseeregion fördern würde. Mock
wies jedoch auch hin, dass ein bestimmtes
Auftreten in den Verhandlungen wichtig
sei, um eine Verhandlungsdominanz der
USA auszuschließen.

Die rege Diskussionsrunde hat gezeigt,
dass trotz des Hervorhebens vieler positi-
ver Aspekte des TTIP, die Zweifel in den
Köpfen der Gäste noch nicht ganz über-
wunden werden konnten. Um diese Zwei-
fel bei den Bürgern vollständig zu beseiti-
gen hat die Europäische Union und die
Bundesregierung in den kommenden Mo-
naten noch einige Überzeugungsarbeit zu
leisten. Vanessa Maurer   <<<

Aus dem Kreisverband
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CDU Bodenseekreis, MIT Bodensee und CDU Bermatingen

TTIP: Podiumsgespräch zu Chancen und Risiken
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Beim 41. Bezirksparteitag der CDU-
Württemberg-Hohenzollern am Wochen-
ende 16,/17. Oktober in Bad Saulgau wur-
den drei Bewerber des CDU-Kreisverban-
des Ravensburg erneut erfolgreich in den
Vorstand gewählt. Ravensburg (3.050 Mit-
glieder) ist der größte von acht Kreisver-
bänden innerhalb des 13.100 Mitgliedern
zählenden Bezirksverbandes. Der Europa-
abgeordnete Norbert Lins (Pfullendorf,
aus Horgenzell-Danketsweiler stammend)
ist mit 84,1 % der Stimmen als einer der
drei Stellvertreter des Bezirksvorsitzenden
Thomas Bareiß wiedergewählt worden.
Ebenfalls wiedergewählt wurde mit 99,3%
der Stimmen Prof. Dr. Thomas Spägele
(Bad Waldsee), Rektor der Hochschule Ra-
vensburg-Weingarten.

Beisitzer aus den Kreisverbänden
Ravensburg und Bodensee
Unter den 10 Beisitzern findet sich erneut

der Ravensburger Stadtverbands- und
Fraktionsvorsitzende August Schuler. Der
CDU-Landtagskandidat für den Wahlkreis
Ravensburg-Tettnang gehört seit 2001
dem Bezirksvorstand an und hatte mit
63,35 % das drittbeste Ergebnis aller Bei-
sitzer. Den oberschwäbischen Süden des
Bezirksverbandes komplettieren Susanne
Schwaderer (Markdorf), neu gewählt (77,4
%) als stellvertretende Bezirksvorsitzende
und damit Nachfolgerin der ehemaligen
Europaabgeordneten Elisabeth Jeggle und
die Tettnanger Stadträtin, CDU Vorsitzen-
de und Zweitkandidatin zur Landtagswahl
Sylvia Zwisler, die erneut als Beisitzerin
(59,01 %) bestätigt wurde. Zwisler be-
dankt sich für die Unterstützung der Dele-
gierten der CDU Bodenseekreis und des
Vorstandes. Sie wird sich weiterhin gerne
mit ihrer politischen Erfahrung  für sie ein-

bringen. Beide kommen aus dem Kreisver-
band Bodensee. Über die starke „Südwahl“
freute sich CDU-Kreisvorsitzender Rudi
Köberle: „Wir sind mit einem hervorragen-
den Team angetreten. Damit hat der Sü-
den wieder eine starke Stimme im Bezirk.“

Der CDU-Spitzenkandidat und Landtags-
Fraktionsvorsitzende Guido Wolf, MdL
sprach zum Thema: „Besser für Baden-
Württemberg - mit der CDU eine Politik
für die Mitte der Gesellschaft machen!“
Und der Bundesminister für Verkehr und
digitale Infrastruktur Alexander Dobrindt,

MdB referierte zu „Mobilität 4.0 - nachhal-
tig finanzieren, intelligent digitalisieren“.
Erneut setzte sich der Minister sich für die
Elektrifizierung der Südbahn ein und be-
stätigte die 50% Finanzierung des Bundes:
„Ich kenne die Südbahn bestens und weiß
um ihre Bedeutung!“ Der Bezirksvorsitzen-
de Thomas Bareiß, MdB überreichte dem
Bundesverkehrsminister im Auftrag der
Delegierten eine Mappe mit den vordring-
lichen Bundesstraßen-Projekten für die
Fortschreibung des Bundesverkehrswege-
planes 2016 - 2030, darunter auch den
Bundesstrassen-Lückenschluss „Molldie-
tetunnel“ (Ravensburg) und die B 30-Um-
fahrung von Meckenbeuren. <<<

Erfolgreicher Bezirksparteitag in Bad Saulgau

V.li.: Die wiedergewählten Bezirksvorstandsmitglieder Prof. Dr. Thomas Spägele, Kreis-
vorsitzender Rudi Köberle, MdL; Sylvia Zwisler (Tettnang), Norbert Lins, MdEP; August
Schuler (Ravensburg).



CDU Meersburg und Frauen
Union Bodensekreis
Leuchtturmpreis 
für Projekt
„Frauen im Fokus

Für ihre gemeinsame Veranstaltung
„Frauen im Kampfanzug“ haben die CDU
Meersburg und die Frauen Union Boden-
seekreis den „Leuchtturmpreis“ der CDU
Baden-Württemberg im Rahmen des Pro-
jekts „Frauen im Fokus“ bekommen. „Ich
freue mich wahnsinnig über diese Aus-
zeichnung“, so die hautpverantwortliche
Agnes Neßler aus Meersburg „das bestä-
tigt unsere Arbeit unheimlich!“ Gemein-
sam mit Ingeborg Krause-Müller und Birgit
Körnig war sie extra zur Preisverleihung
nach Rust zum Landesparteitag gefahren.
Entstanden war die Idee zur Veranstaltung
durch einen Vortrag von Landtagskandida-
tin Susanne Schwaderer bei der Frauen
Union „Seinerzeit habe ich angeregt,
durchaus frauenuntypische Themen aufzu-
greifen. Dabei hatte ich das Beispiel der

Verteidigungsministerin Dr. Ursula von
der Leyen genannt und so sind die Damen
auf die Idee gekommen.“ Erklärt Susanne
Schwaderer die Entstehungsgeschichte
der Veranstaltung.

„Das Projekt „Frauen im Fokus“ ist ganz
wichtig für die CDU. Denn wir haben tolle,
engagierte Frauen – die sich vielleicht
manchmal nicht so in den Vordergrund
trauen“, ergänzt die Kreisvorsitzende der

Frauen Union, Edeltraud Feistner. Mit sol-
chen ungewöhnlichen Veranstaltungen
wie der „Frauen im Kampfanzug“ oder
auch der Reihe „Frauen im Fokus“ im CDU
Intern könne man sich immer wieder her-
vorragend präsentieren.

Auch den CDU-Kreisvorsitzenden Lothar
Fritz hat die Auszeichnung sehr gefreut-
und er hat sich mit seinen ganzen Damen
auf der Bühne sichtlich wohlgefühlt! <<<

Frauen im Fokus
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V.l.: Edeltraud Feistner, Lothar Fritz, Susanne Schwaderer, Agnes Neßler, Ingeborg Krau-
se-Müller, Birgit Körnig

Adventskaffee
in Immenstaad

Zu einem „Adventskaffee“ hat die Frauen
Union Bodenseekreis nach Immenstaad
eingeladen. In gemütlicher Atmosphäre
referierte Landtagskandidatin Susanne
Schwaderer über die derzeit brennendsten
Themen. Deshalb sprach sie auch gleich zu

Beginn die Flüchtlingskrise an, von der sie
dann zum Thema „Innere Sicherheit“ über-
ging.

Kurz vor der Landtagswahl durfte auch
die Bildungspolitik nicht fehlen –und ein
Thema, das speziell den Kommunen im Bo-
denseekreis zu schaffen macht: die fehlen-
den Wohn- und Gewerbeflächen sowie der
zunehmende Druck auf den Wohnungs-
markt. <<<



Aus den Ortsverbänden

Bodenseekreis 6/2015  – Seite 6

Nach den feierlichen Ehrungen vieler
Mitglieder führten die rd. 40 Gäste mit
Landtagsabgeordnetem Rudolf Köberle
MdL eine rege Diskussion.

Hubert Dunkler sprach die Stimmungsla-
ge zu den Asylunterkünften an, d. h. es ma-
chen sich viele Menschen Sorgen, wie all
die vielen Zuwanderer einen Arbeitsplatz
finden sollen, die Sprache lernen, finan-
zierbaren Wohnraum erhalten, wo dieser
jetzt schon knapp ist? 

Köberle erläuterte, dass dieses Thema
derzeit alle anderen Themen überlagere.
Bei den Flüchtlingen gingen die Meinun-
gen der Bürger sehr weit auseinander. Die
einen sprechen von einer „Willkommens-
kultur“, die anderen von „chaotischen Zu-
ständen“, dazwischen gibt es wenig politi-
schen Spielraum.

Bundeskanzlerin Angela Merkel sei tag-
täglich in Europa unterwegs, um eine ge-
samteuropäische Lösung zu erarbeiten. 

August Schuler, Stadtrat in Ravensburg
und Landtagskandidat ist der Überzeu-
gung, dass sich die Zukunft der Flüchtlinge
in den Kommunen entscheiden wird. „Die
Städte und Gemeinden haben die soziale
Kompetenz und die Organisationskraft zur
Integration.“

Der langjährige Bürgermeister i. R. Vik-
tor Grasselli betonte nachvollziehbar, dass
der Rechtsweg zu lang sei.  „Der Weg von

einer Ablehnung eines Antrages, darauf-
hin Widerspruch, Klage und Berufung dau-
ert viel zu lange. Beim Verwaltungsgericht
in Sigmaringen sind so viele Verfahren an-
hängig, dass andere Fälle gar nicht mehr
bearbeitet werden können.“

Alle Anwesenden waren sich mit der Vor-
sitzenden Sylvia Zwisler darüber einig,
dass sich eine gute, langfristige Politik
nicht von Emotionen leiten lassen darf,
sondern von Werten und Grundsätzen be-
stimmt sein muss. <<<

Tettnanger Union tagt im Stadtcafe

Ehrungen vieler Mitglieder bei der CDU Tettnang
Am 27.10.2015 wurden im Stadtcafe

Tettnang langjährige treue Mitglieder ge-
ehrt. Bei einem Sektempfang mit den rd.
40 Teilnehmer spielten Musikerinnen und
Musiker der Kapellen aus Hiltensweiler,

Tettnang und Krumbach auf und gaben der
Veranstaltung einen feierlichen Rahmen.

Landtagsabgeordneter Rudolf Köberle
MdL und Vorsitzende Sylvia Zwisler nah-
men die Gratulationen vor. Köberle beton-

te dabei eloquent nicht nur die geschicht-
lichen Hintergründe der jeweiligen Epo-
chen des Eintritts: „Wir können voller Stolz
auf eine nun mehr 70-jährige erfolgreiche
Parteigeschichte zurückblicken, in der wir
uns damals wie heute auf der Grundlage
christlicher Wertvorstellungen für eine Po-
litik von Menschen für Menschen einset-
zen.“

Sylvia Zwisler fügte hinzu: „Der Erfolg
unserer Arbeit ist auch davon abhängig,
dass viele Mitglieder, wie Sie, durch ihr
Mitwirken die Volkspartei in guten wie
auch in schwierigen Zeiten unterstützen.“

Landtagskandidat und Fraktions-/ Stadt-
verbandsvorsitzender in Ravensburg, Au-
gust Schuler ergänzte: „Wirken Sie daran
weiterhin mit Freude mit und stehen Sie
uns mit Ihrer ganzen Erfahrung zur Seite,
gerade in den nun folgenden Monaten bis
zur Landtagswahl am 13. März 2016.“ <<<

 



Übrigens
Wunsch zu Weihnachten
Die Brummis rasen laut und munter
Die Bergrennstrecke rauf und runter!
Wo liegt in Tettnang diese schnelle Bahn,
Auf der man so richtig rasen kann?
Von einem Kreisverkehr, grad vor dem
Krankenhaus
Da geht die Bergrennstrecke nach Wan-
gen hoch hinaus.
Man rast bergauf so schnell man eben
kann,

Auf halber Höhe schaut man das Orts-
schild zwischen Häusern an.
Bergab, da donnern Brummis schnell und
laut,
Weh dem, der hier sein Haus gebaut!
Nachtruhe ist nur selten möglich,
Der Lärm ist einfach unerträglich!
Die Lösung könnte doch so einfach sein,
Wir bringen folgenden Antrag ein:
„Das Tettnang-Ortsschild soll der Bauhof
demontieren
und es dann weiter östlich bei Tettnangs
Ortseingang neu installieren.

Nach dem Ortschild gilt die 50, das ist
klar.
Ein Blitzer kontrolliert, und das geht
wunderbar „
„Wann wird das im Gemeinderat be-
schlossen sein
und kriegt den Segen vom Landrat aus
Friedrichshafen obendrein?“

Dr. Wolfgang Lohs

delgardstraße. Neben einigen Büroräumen
werden im oberen Geschoss Menschen mit
Behinderung selbständig wohnen. „Hier
mitten in der Stadt ist es diesen Menschen
möglich, alleine ohne auf Hilfe anderer an-
gewiesen zu sein, den Alltag zu bestreiten,
denn der Standort bietet eine gute Infra-
struktur“, so Weiss.  Neben Betreuung und
Pflege von alten und kranken Menschen,
Essen auf Rädern und Nachbarschaftshilfe,
zählt auch die Familienpflege, die mittler-
weile einen großen Raum einnimmt, zu den
Aufgabenbereichen der Sozialstation. Bei
Krankheit, Tod oder sonstigen Notfällen
greifen Mitarbeiter der Katholischen Sozi-
alstation den Familien unter die Arme. Die-
se Aufgaben nehmen stetig zu.

Ein Neubau der Herberge, wie er nun im
Industrieweg seit einigen Tagen geöffnet
ist, sei eigentlich ein Novum, denn zum er-
sten Mal seien auch Landesmittel hinein-
geflossen, so Weiss in der Einführung. Die
Herberge bietet neben Verpflegungs- und
Waschmöglichkeiten, auch 24 Schlafplätze.
Sie verfügt über zwei separate Eingänge,

die von Männern und Frauen getrennt ge-
nutzt werden. 

Das Gebäude bietet neben dem Kurzzeit-
bereich, auch einen Wohnbereich, wo Men-
schen über eine längere Zeit hinweg woh-
nen können mit dem Ziel, wieder in ein
normales Leben fernab der Straße zurück-
kehren können. Dabei erhalten sie Unter-
stützung durch die vielen haupt- und eh-
renamtlichen Mitarbeiter.

Die CDU-Landtagskandidatin Susanne
Schwaderer war sichtlich angetan von der
vielfältigen Arbeit und dem Engagement
der Mitarbeiter in beiden Einrichtungen. 

„Zum Glück haben Menschen ohne
Wohnsitz und Obdach nun wieder eine An-
laufstelle in Friedrichshafen bevor der Win-
ter kommt. Neben den vielen Fragen rund
um die Asylpolitik, darf man die Hilfesu-
chenden und Hilfsbedürftigen in der un-
mittelbaren Umgebung nicht aus den Au-
gen verlieren und nicht nur das „C“ im Par-
teinamen verpflichtet diesen Menschen zu
helfen“, so Schwaderer bei ihrem Besuch in
Friedrichshafen. Text+Fotos: B. Künze   <<<
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Dr. W. Lohs, Vorstandsmitglied H. Geiger
Foto: H. Marschall

Zum 80. Geburtstag: Dr. Wolfgang Lohs
Wir wünschen unserem Mitglied Dr. Wolfgang Lohs zu seinem runden Ge-
burtstag, vor allem Gesundheit und dass er die Veranstaltungen der CDU
Tettnang weiter besuchen kann.

Im Namen des Vorstandes gratulierten ihm Heribert Geiger und Hubert Marschall. Sie
überbrachten ihm die Glückwünsche der Vorsitzenden Sylvia Zwisler sowie ein signier-
tes Buch vom ehemaligen Ministerpräsidenten Erwin Teufel und Winfried Mack MdL mit
dem Titel: „Aus der Krise Lernen“. Herr Dr. Lohs verbringt gerne Zeit auf seinem Boot am
Bodensee mit seiner Lebensgefährtin und einem guten Buch.

Da er zudem ein begnadeter Dichter ist, wollen wir ihn im CDU Intern mit einem sei-
ner vielen treffenden Gedichte überraschen. Viel Vergnügen wünschen wir ihm und al-
len Lesern.

CDU  Friedrichshafen

Hilfsbedürftige 
im Fokus

Die Häfler CDU hat ihre Mitglieder zu ei-
ner besonderen Besichtigung eingeladen.
Im Rahmen einer Veranstaltungsreihe ha-
ben die Unionsanhänger dieses Mal den
Neubau der Katholischen Sozialstation in
der Marienstraße und die Herberge im In-
dustrieweg in den Fokus genommen.

In Anwesenheit der beiden Architekten
Manuel Plösser (Kath.Sozialstation) und
Daniel Oberschelp (Herberge) wurden die
beiden Objekte kurz vor der offiziellen In-
betriebnahme am vergangenen Freitag-
nachmittag besichtigt.

Da beide Einrichtungen in kirchlicher Trä-
gerschaft sind, standen Gesamtkirchen-
pflegerin Ulrike Weiss und Pfarrer Bernd
Herbinger den Besuchern Rede und Ant-
wort.

Die neue Katholische Sozialstation fügt
sich gut ein in das Quartier Marien/Wen-
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Da die Suche nach einem Nachfolger
ohne Erfolg geblieben ist, bleibt Michael
Fischer für ein weiteres Jahr Vorsitzender
des CDU Ortsverbandes Ailingen.

Das vergangene Jahr war für Michael Fi-
scher ein sehr ruhiges Jahr. „Nur“ 26 Ter-
mine gab es für den Vorstand, was u.a.
auch der Tatsache geschuldet ist, dass sich
die Mitglieder oft ohne offizielle Sitzung
verständigten und mit der Landtagswahl ja
noch ein Großereignis bevorstehe. Stolz
war Michael Fischer auf die Waldweih-
nacht in Lottenweiler, die ja auch am
19.12.2015 erneut stattfindet und das
jährliche Grillfest mit rund 50 Teilneh-
mern.

Wegen des Streits um den gegenwärti-
gen Bestand der Zeppelin-Stiftung war ei-
gentlich eine Informationsveranstaltung
mit Gemeinderat Achim Brotzer geplant.
Da dieser aber als Stiftungsratsmitglied

zum Stillschweigen verpflichtet sei und
man ihn nicht in Verlegenheit bringen
wollte, wurde die Veranstaltung auf einen
anderen - noch unbekannten Zeitpunkt -
verschoben.

Weitere Themen waren das ehrenamtli-
che Engagement sowie die Flüchtlingspoli-

tik. Über die aktuelle Situation in unserem
Kreisgebiet wurde auch durch den CDU-
Fraktionsvorsitzenden im Kreistag, Dieter
Hornung, informiert.

An diesem Abend wurden aber auch
langjährige Mitglieder geehrt:
Für 40 Jahre Mitgliedschaft: Alfred Brug-
ger, Heiner Reichart und Dieter Hornung.
Für 50 Jahre Mitgliedschaft: Richard
Knoblauch (siehe Bild)
Der Vorstand setzt sich wie folgt zusam-
men: Vorsitzender: Michael Fischer, Stell-
vertreter: Hubert Knoblauch, Schriftfüh-
rerin und Pressesprecherin: Diane Har-
ting, Schatzmeister: Robert Reichart, Bei-
sitzer: Johannes Brugger, Angelika Wahr,
Bernhard Hager, Dirk Holstein, Bruno Kra-
mer, Yvonne Link und Michael Wieland,
Kassenprüfer: Helmut Willauer.

Diane Hartung  <<<

Michael Fischer bleibt vorerst Vorsitzender der Ailinger CDU

CDU Gemeindever-
band Neukirch 

Zur Jahreshauptversammlung der
CDU Neukirch war unser Landtagskan-
didat August Schuler mit der Ersatzkan-
didatin Sylvia Zwisler und Rudi Köberle
MdL eingeladen. 

Die Versammlung begann pünktlich,
und nach der Begrüßung durch den Vor-
sitzenden Jürgen Pohl konnte der erste
Tagesordnungspunkt, die Ehrung für 25
Jahre Mitgliedschaft in der CDU für
Herrn Johann Hagen von Rudi Köberle vor-
genommen werden. 

Die Berichte vom Vorsitzenden und vom
Schatzmeister Adolf Lutz zu den vergange-
nen zwei Jahren Amtszeit in der CDU wur-
den von den anwesenden Mitgliedern mit
einer einstimmigen Entlastung honoriert.
Die anschließende Neuwahl der komplet-
ten Vorstandschaft wurde dann von Rudi
Köberle abgehalten. Zum Vorsitzenden
wurde Jürgen Pohl, zum stellvertretenden
Vorsitzenden Max Hagg und zum Schatz-
meister Adolf Lutz jeweils einstimmig ge-
wählt. Ebenfalls einstimmig wurden Hu-

bert Betzle, Manfred Hirscher und Angeli-
ka Pohl als Beisitzer wieder in die Vor-
standschaft gewählt. Zu Kassenprüfern
wurden Walter Gauß und Adrian Strauß
ebenso einstimmig gewählt. Sylvia Zwisler
und August Schuler sorgten beim Stim-
menauszählen für korrekte Zahlen. 

Die anschließende Vorstellung von Au-
gust Schuler als Kandidat für die kommen-
de Landtagswahl wurde von den Mitglie-
dern interessiert aufgenommen, was sich
in der anschließenden Diskussion mit dem
zurzeit wichtigsten Thema,  der Einwande-
rungskrise auch deutlich zeigte. Die Äng-
ste und die Befürchtungen der Bevölke-
rung sind natürlich sehr vielschichtig, und
richten sich nach der unmittelbaren Be-
troffenheit in den Städten und Gemein-
den. Da dürfen wir in Neukirch noch von
einer „heilen Welt“ sprechen. Ein weiteres
kurzes Thema war die Verkehrspolitik im
Bodenseegebiet, mit der die Mitglieder
gar nicht einverstanden sind. Der komplet-
te Lückenschluss der Bundesstraße von
Ravensburg nach Friedrichshafen, und von
dort Richtung Überlingen geht wohl doch
noch über ein weiteres Jahrzehnt.

Nach einer recht interessanten Jahres-
hauptversammlung bedankte sich Jürgen
Pohl bei den Gästen und den Mitgliedern
und schloss die Sitzung. Jürgen Pohl <<<



Unter der Moderation von Franziska Pol-
lini diskutieren: Ignaz Wetzel, Sozialdezer-
nent Landratsamt Bodenseekreis, zuvor
Geschäftsführer des Jobcenter im Land-
kreis Konstanz, Karl-Heinz Wolfsturm,
Ombudsmann für Flüchtlinge in Baden-
Württemberg und ehemals Leiter der Poli-
zeidirektion FN,  Alfred Greis, SES Senior-
ExpertService, ehemals Rektor der Claude-

Dornierschule imBerufsschulzentrum FN
undund Susanne Schwaderer, CDU Land-
tagskandidatin.

Die Flüchtlingsströme werfen viele Fra-
gen auf: Mit wieviel Kriegsflüchtlingen
muss im Bodenseekreis gerechnet werden
und wie werden diese untergebracht und
versorgt? Wie ist es um die Sicherheit be-
stellt? Angesichts brennender Unterkünf-

te? Angesichts von unzähligen nichtregi-
strierten Migranten? Wie können Flücht-
linge integriert werden? Wie kann ein Ein-
stieg in den Arbeitsmarkt gelingen? Was
können sich Handwerk und Gewerbe er-
hoffen, was ist illusorisch? 

Diese und weitere Fragen beantworteten
die Experten des Podiumsgesprächs auf
Einladung der CDU Bermatingen.

Fotos: Christa Meid <<<
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CDU Bermatingen

Flüchtlinge im Bodenseekreis - Podiumsgespräch 

Unter dem Motto „Baden-Württemberg vor der Wahl“ lud der
CDU Ortsverband Langenargen am Montag, 23. November 2015
zum Dämmerschoppen ein. Hierzu konnte als Gast der Landtags-
abgeordnete Ulrich Müller begrüßt werden. In einem Impulsrefe-
rat ging er auf die aktuellen Geschehnisse in der Landespolitik ein.

Als Mitglied des Schulausschusses liegt Herrn Müller die Bil-
dungspolitik sehr am Herzen und so konnte er aus erster Hand
über den aktuellen Stand und die Positionierung der CDU berich-

ten. Der Erhalt von Schulstandorten, die Zu-
kunft der Gemeinschaftsschule und das Thema

Integration im Unterricht waren dabei die
Schwerpunkte. Die Bevorteilung einzelner
Schularten müsse endlich ein Ende nehmen,
forderte er. Des Weiteren ging der Landespo-
litiker auf die Verkehrspolitik im Bodensee-
kreis ein. Diese müsse unbedingt vorange-
trieben werden, um den Verkehrsfluss zu
verbessern.

Außerdem kritisierte Ulrich Müller MdL die
bisherige Zurückhaltung der Landesregie-
rung in der Flächenfreigabe. Um genügend
Unterbringungsmöglichkeiten für die Flücht-

linge zu schaffen, wird sich diese wohl zwangsweise ändern müs-
sen. Profitieren sollten dann aber nicht nur die Flüchtlinge, son-
dern auch die einheimische Bevölkerung, so Müller und eröffnete
damit die allgemeine Diskussion zum Thema Flüchtlingspolitik. 

Die Mehrheit der Anwesenden sprach sich dafür aus, dass trotz
aller Anstrengungen eine Kontingentierung unumgänglich ist.
Eine gute Lösung könne nur bei einem überparteilichen, vielmehr
europaweiten Konsens gefunden werden. Auch beim Thema Terro-
rismus wird man nur gemeinsam Erfolge erzielen können, so der
Tenor. Zu dessen  wirksamer Bekämpfung bedarf es eines ausge-
klügelten Konzepts zur Finanzierung und Personalpolitik. 

Abschließend waren sich alle einig, dass es lohnenswert ist, sich
für unsere Werte einzusetzen, aber noch ein großer Berg Arbeit
bevorsteht. <<<

CDU Langenargen

Dämmerschoppen mit Ulrich Müller MdL

VORANKÜNDIGUNG
Unser Kreisparteitag findet

am 19. Februar 2016, um 18.30 Uhr
im GZH, Friedrichshafen statt.
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Junge Union
Sommerfest: Quiz und
Wein im Bodenseekreis

Gutes Stimmung, gutes Wetter, guter
Wein – dass kann nur das JU Sommerfest
im Bodenseekreis sein. Ausgerichtet durch
den örtlichen Gebietsverband Mittlerer
See feierte der JU Kreisverband Bodensee

mit 30 Gästen sein Sommerfest auf der
Haltnau in Meersburg. Unterstützt durch
Werner Endres, den CDU Ehrenvorsitzen-
den im Bodenseekreis, konnte die JU Bo-
densee ihr traditionelles Sommerfest in
diesem Jahr direkt am See feiern. Vor dem
Essen referierte CDU Landtagskandidatin
Susanne Schwaderer kurzweilig über ihre
Strategien zum Gewinn der Landtagswahl.
JU Kreisvorsitzender Christian Kellner

dankte der Gebietsverbandsvorsitzenden
Victoria Schwer und Ihrem Team für das
gelungen gestaltete Rahmenprogramm
unter dem Motto „Quiz und Wein“ – bei
welchem richtig beantwortete Quizfragen
durch vom Weingut Aufricht zur Verfü-
gung gestellte Preise belohnt wurden.
Nach Bewundern des Sonnenuntergangs
über Bodensee und Alpen feierten die Mit-
glieder bis spät in die Nacht hinein. <<<

JU-Mitglieder treffen vor dem Sommerfest den Ehrenvorsitzenden der Kreis-CDU Werner
Endres (links außen gemeinsam mit seiner Frau und JU Kreisvorsitzendem Christian Kell-
ner) und Landtagskandidatin Susanne Schwaderer (Mitte)

Gemeinsames Abendessen. Zu sehen sind
v.l.n.r. Franziska Döring, Joshua XXX, Ge-
rold Roth, Landtagskandidatin Susanne
Schwaderer, Philipp Reichle, JU Kreisvor-
sitzender Christian Kellner, Daniel Funke

Die Senioren Union Bodenseekreis hat
am 25. September 2015 auf der Haltnau zu
ihrer Jahreshauptversammlung mit Neu-
wahlen eingeladen. 

Der Vorsitzende Bernd Fuchs begrüßte
die Anwesenden Mitglieder und bedankte
sich bei dem Haltnau Wirt Werner Endress
für die jahrelange Gastfreundschaft. Die
Senioren Union war immer herzlich will-
kommen in der Haltnau, deren Ära nun
wohl zum Jahresende vorbei sein wird.

Der CDU-Kreisvorsitzende Lothar Fritz
leitete die Versammlung und  führte die
Vorstandswahlen durch. Einstimmig wur-
de der bisherige Vorsitzende der Senioren
Union, Bernd Fuchs aus Friedrichshafen,
in seinem Amt bestätigt. Zu seinem Stell-
vertreter wurden Albin Barth aus Owingen
und Annemarie Knetsch aus Meckenbe-

uren gewählt. Im Anschluss daran wurden
die Besitzer per Akklamation gewählt. Die
Wahl fiel auf Siegfried Stauber aus Fried-
richshafen und Dr. Mihaly Orosz aus Ber-
matingen.

Zum Landesparteitag am 19. Oktober
2015 wird die Senioren Union Bodensee-
kreis Bernd Fuchs als Delegierten entsen-
den (Ersatzdelegierter: Werner Endress).

Anschließend diskutierten die anwesen-
den Mitglieder über aktuelle Themen, wie
z.B. demografischer Wandel und Flücht-
lingsproblem, die maßgeblich die bevor-
stehende Landtagswahl  bestimmen wer-
den. Ganz große Bedeutung habe der Se-
niorentreff, um mit den Menschen ins Ge-
spräch zu kommen. Die konstituierende
Sitzung des neugewählten Vorstandes fin-
det zu einem späteren Zeitpunkt statt. <<<

Aktion „Schwaderer
packt’s an

Einen erlebnis- und arbeitsreichen
Tag hat Landtagskandidatin Susanne
Schwaderer im Rahmen ihrer Aktion
„Schwaderer packt’s an“ bei der Zim-
merei Plümer (Eriskirch) verbracht. „Es
war klasse! Und ich bin beeindruckt,
was die Zimmerleute auf dem Bau alles
machen.“ 

Ob Erhalt des Meisterbriefs, Azubi-
und Fachkräftemangel oder die Aus-
wirkungen der neuen Landesbauord-
nung und die aktuelle Flüchtlingskrise.
Kein Thema blieb während des Tages
und beim anschließenden Feierabend-
Bier mit den Mitarbeitern außen vor.

<<<

Senioren Union: Bernd Fuchs im Amt bestätigt
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schürt und sich zum politischen Sprach-
rohr von Pegida  & Co. mausert. Niemand,
der vor Krieg und Terror flüchtet und alles
zurücklässt, lässt sich von Grenzzäunen
aufhalten! Wer deutsche Grenzzäune for-
dert, muss deutsche Grenzschützer akzep-
tieren, die im Zweifel von der Waffe Ge-
brauch machen. - Wollen wir das wirklich?
Das kann ich mir nicht vorstellen! Es ist
noch nicht so lange her, dass wir begei-
stert ein Viertel Jahrhundert Deutsche Ein-
heit gefeiert haben. Das sollten wir auch
nicht vergessen. 

Schon seit Jahren ist Deutschland im Fa-
denkreuz irrer Terroristen. Bislang hatten
wir Glück, denn unsere Polizei, die Sicher-
heitsdienste und der Verfassungsschutz
haben Anschläge frühzeitig entdeckt und
verhindert. Wir sollten uns darauf einstel-
len, dass das nicht immer gelingt.

Die Innere Sicherheit ist ein Kernthema
der CDU. Ich habe größtes Vertrauen in
unsere Ordnungshüter und Sicherheitssy-
steme. Sie machen eine tolle Arbeit und
haben unseren Respekt verdient. Wir soll-
ten sie nicht mit einer unsinnigen Polizei-
reform und ständigem Personalabbau quä-
len. Oder den Verfassungsschutz, wie es
die Grünen mit Winfried Kretschmann
schon lange wollen, gleich ganz abschaf-
fen. Wir müssen dafür sorgen, dass sie ver-
nünftig ihre Arbeit machen können. Mit
der nötigen technische Ausstattung und
ausreichend Personal. Dazu gehört auch,
durch die Beibehaltung des Freiwilligen
Polizeidienstes, die Beamten zu entlasten
und zu unterstützen. Sicherheit ist Voraus-
setzung für eine freie Gesellschaft. Ein Le-
ben in Sicherheit ist Menschenrecht. Das
gilt auch für unsere Polizei oder auch die
Angehörigen der Feuerwehr und der Ret-
tungsdienste, die zunehmen tätlichen An-
griffen und verbaler Gewalt ausgesetzt
sind. 

Ein anderes wichtiges Thema für unser
Baden-Württemberg ist die Bildungspoli-
tik. Gute Bildungspolitik ist eine der ersten
Pflichten einer guten Landesregierung.
Unsere Schüler, Lehrer und Eltern und
auch unsere Arbeitgeber haben einen An-
spruch auf ein leistungsfähiges und ver-

Fortsetzung auf Seite 12

Sehr geehrte Damen und 
Herren, liebe Mitglieder,
in gut 3 Monaten wählt Baden-
Württemberg! Eine historische
Wahl, bei der es um mehr geht, als
nur um die Rückkehr in die Regie-
rungsverantwortung. Es geht für
uns als CDU auch daran, die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes
wieder herzustellen. Mit der Grün-
Roten ideologischen Gängelei muss
Schluss sein!

Wir wollen „Gemeinsam.Zu-
kunft.Schaffen“. So lautet der Titel unseres
Regierungsprogrammes. Doch um die Zu-
kunft gestalten zu können, muss die Ge-
genwart in Ordnung sein. Beim derzeit
vorherrschenden Thema, der Flüchtlingssi-
tuation, scheint nichts in Ordnung zu sein.
Viele machen dafür vor allem unsere Bun-
deskanzlerin Angela Merkel verantwort-
lich. Ich bin nicht mit allem einverstanden,
was in den letzten Monaten passiert ist.
Aber ich bin zutiefst davon überzeugt,
dass es uns nur mit Angela Merkel gelin-
gen wird, in absehbarer Zeit eine interna-
tionale Lösung in der Flüchtlingskrise zu
erreichen. Kein anderer deutscher, ja euro-
päischer Politiker genießt weltweit so gro-
ßen Respekt und Anerkennung. Wenn wir
die Krise lösen wollen, müssen wir unsere
Kanzlerin stärken, damit sie noch mehr
Gewicht auf internationaler Ebene hat. Die
Fluchtursachen müssen bekämpft werden:
v.a ein Ende der Kampfhandlungen in Sy-
rien und des menschenverachtenden Isla-
mischen Staates gehören dazu. Da sehe
ich auch die Nachbarländer im Nahen
Osten in der Pflicht!

Ebenso müssen die Lebensbedingungen
in den Flüchtlingslagern im Nahen Osten
dringend verbessert werden. Mit nur noch
10 US-Dollar am Tag kann man nicht über-
leben. Und selbstverständlich müssen alle
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
Flüchtlinge aufnehmen. Es kann nicht sein,
dass die nur ca. 10 Staaten, allen voran
Deutschland, Ungarn und Schweden tun.
Andernfalls müssen die verweigernden
Staaten finanzielle Einbußen hinnehmen. 

Trotz allem bin ich überzeugt, dass ein

starkes Land wie
Deutschland, mit 80
Millionen Einwoh-
nern, sehr wohl 1 Mil-
lion Flüchtlinge auf-
nehmen und integrie-
ren kann (Der Libanon
hat 4 Millionen Ein-
wohner und beher-
bergt auch eine Milli-
on Flüchtlinge! Die
Türkei hat ca. 2 Millio-
nen aufgenommen).
Mit klaren Regeln –

und wenn wir selbstbewusst und über-
zeugt unsere Werte und Traditionen vorle-
ben. Dazu gehört, dass die Menschen
schnell unsere Sprache lernen, sich um
Ausbildung und Arbeit bemühen. Zum so-
zialen Leben in Deutschland beitragen.
Dennoch ist ebenso klar, dass wir nicht je-
des Jahr eine Million aufnehmen können! 

Deshalb müssen Anreize abgebaut wer-
den. Die Bundesregierung hat in den letz-
ten Wochen außerdem die Asylgesetzte
verschärft. So kann man inzwischen in den
Erstaufnahmezentren Sach- statt Geldlei-
stungen ausgeben. Ich fordere die grün-
rote Landesregierung dazu auf, dies auch
in Baden-Württemberg endlich umzuset-
zen! Die Ausweitung der sicheren Dritt-
staaten dient u.a. dazu, die Asylverfahren
der Staatsangehörigen dieser Länder wei-
ter zu beschleunigen. Das bedeutet in letz-
ter Konsequenz natürlich auch, dass die
abgelehnten Asylbewerber umgehend in
ihre Heimatländer abgeschoben werden
müssen. Grün-Rot brüstet sich damit, die
Zahl der Abschiebungen verdoppelt zu ha-
ben. Das stimmt sogar. Von 4,5% auf 9%!
Das bedeutet leider auch, dass über 90%
nicht abgeschoben werden, obwohl sie
kein Bleiberecht haben. Auch im Boden-
seekreis betrifft dies ca. 400 Menschen –
wäre die grüne-rote Landesregierung mit
Ministerpräsident Kretschmann an der
Spitze hier ehrlich und konsequent, müss-
ten wir uns keine Gedanken über die Bele-
gung von Turn- und Festhallen machen. 

Ein Wort zur AfD: Ich halte es für absolut
unehrlich und unanständig, mit welchen
dumpfen Parolen die AfD bewusst Ängste

Ihr MARKTPLATZ für Geschäftskontakte

Unser Service für INSERENTEN
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Susanne Schwaderer



Unsere Kandidatin für die Landtagswahl 2016 / Unsere Abgeordneten

Bodenseekreis 6/2015  – Seite 12

lässliches Bildungssystem. Unser einst so
erfolgreiches, mehrgliedriges Bildungssy-
stem ist durch grün-rote Ideologie (Ab-
schaffung der Grundschulempfehlung, Ge-
meinschaftsschule, neuer Bildungsplan,…)
ins Chaos gestürzt worden. 

Es mag Kinder geben, für die ist die Ge-
meinschaftsschule genau das Richtige.
Mich hat diese Schulart bislang nicht über-
zeugt. Mich stört die Ungleichbehandlung
der verschiedenen Schularten zugunsten
der Gemeinschaftsschule. - Ein Angriff auf
die Gymnasien und die Realschulen. Das
Aus für die Werkrealschulen. Auch im Bo-
denseekreis haben wir Gemeinschafts-
schulen, die zum aktuellen Schuljahr fast
alle deutlich hinter den erwarteten Anmel-
dezahlen zurückliegen. Die vielgerühmte
Abstimmung mit den Füssen. Gemein-
schaftsschule zur Sicherung des Schul-
standorts funktioniert nicht. Gerade die
Eltern leistungsstärkerer Schüler schicken
ihre Kinder erst recht aufs Gymnasium
oder mindestens auf die Realschule, an-
statt in eine umbenannte Werkreal- oder
Hauptschule. Und der Trend zu den gebüh-
renpflichtigen Privatschulen ist ungebro-
chen. Gerade diese soziale Trennung sollte
die Gemeinschaftsschule doch eigentlich
aufheben. 

Was mir auch noch niemand schlüssig er-
klären konnte ist, wozu dieser von grün-
rot getriebene Akademisierungswahn gut
zu sein soll. Baden-Württemberg, unser
Land auf das wir so stolz sind, ist doch ge-
rade dank unserer mittelständischen Be-
triebe, dank unserer Handwerker und flei-
ßigen Arbeiter zu dem geworden, was es
ist. Aber wo sollen diese starken Unter-
nehmen denn künftig ihre Auszubildenden
und Mitarbeiter hernehmen, wenn jeder
meint, er müsse an die Uni? Nie waren die
Abbruchquoten an den Universitäten so
hoch, wie im letzten Semester. Da müssen
uns doch alle Alarmglocken schrillen! 

In unser Schulsystem muss dringend wie-
der Ruhe einkehren. Aber es muss auch je-
des Kind die Möglichkeit haben, seinem
Vermögen nach zu lernen und sich zu ent-

wickeln. Und dazu ist ein diffe-
renziertes Schulsystem mei-
nes Erachtens geeigneter. Des-
halb wollen wir die Schulen
künftig wieder gleich behan-
deln und die Bevorzugung der
Gemeinschaftsschule stop-
pen. Sie soll sich im Wettbe-
werb mit den anderen Schular-
ten beweisen. Unter gleichen
Bedingungen. 

Zum Abschluss ein Thema,
das gerade für uns am Boden-
see zunehmend wichtiger
wird: der Flächenverbrauch.
Wir sind, unbestritten, eine
der wirtschaftsstärksten und
am stärksten wachsenden Regionen nicht
nur in Deutschland, sondern in ganz
Europa. Immer mehr Menschen kommen
zu uns, weil sie hier Arbeit bei guten Un-
ternehmen finden und weil es sich hier,
das wissen wir alle, hervorragend leben
lässt. Ja, wir sind Ländlicher Raum. Aber
wir leben in einer wunderbaren Kultur-
landschaft, die gerade auch unsere bäuer-
lichen Familienbetriebe über Jahrhunderte
geprägt haben. 

Der Druck auf den Wohnungsmarkt
nimmt immer mehr zu. Viele unserer Kom-
munen haben auf absehbare Zeit keine
Flächen mehr, die sie für Wohn- und Ge-
werbegebiete ausweisen können. Die In-
nenentwicklung ist teilweise ausgereizt.
Doch müssen sich unsere Städte und Kom-
munen weiterentwickeln können. Der
noch von der CDU-eingeführte Ansatz des
sogen. „Netto-Null-Verbauches“ ist grund-
sätzlich nicht verkehrt. Die Bewahrung der
Schöpfung sollte für uns nicht nur am
Sonntag in der Kirche ein Thema sein.
Doch brauchen wir trotzdem maßvolle und
verantwortliche Entwicklungsmöglichkei-
ten. Ich traue unseren Bürgermeistern und
Gemeinderäten sehr wohl zu, dass sie ihre
Gemeinden mit Augenmaß weiterentwik-
keln, damit die Attraktivität der Region
nicht verloren geht. Und natürlich müssen
auch unsere Landwirte ihre Flächen weiter

bestellen und pflegen können. Es muss uns
gelingen, gemeinsame Wege aus der Woh-
nungsnot zu finden. Bezahlbaren Wohn-
raum für Alt und Jung am Bodensee zu
schaffen. Dazu gehört übrigens auch, die
dringende Überarbeitung der unsinnigen
neuen Landesbauordnung. Ebenerdige,
überdachte und einbruchsichere Fahrrad-
ständer machen das Bauen und Wohnen
weder billiger noch flächenschonender.
Ganz im Gegenteil. Doch auch hier setzt
sich derzeit die grüne Ideologie und Be-
vormundung durch. 

Lassen Sie uns alle gemeinsam in den
kommenden Wochen und Monaten daran
arbeiten, der Grün-Roten Gängelei ein
Ende zu machen. Winfried Kretschmann
und seine Mannen entzaubern. Bald 5 Jah-
re Grün-Rot haben Baden-Württemberg
nicht voran gebracht, aber auf vielen Be-
reichen bergab. 

Wir haben es gemeinsam in der Hand,
den Wechsel am 13. März zu erreichen. Ich
bin zuversichtlich, dass wir das Schaffen
und die CDU mit einem Ministerpräsiden-
ten Guido Wolf die Regierungsverantwor-
tung übernehmen wird. „Lust auf Zu-
kunft“, meine lieben Freunde ist genau
das, was ich habe und für diese Zukunft,
für eine gute, gemeinsame Zukunft für
uns, für unser Baden-Württemberg will ich
kämpfen! Mit Ihnen zusammen! <<<

Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren
Kollegen!

Die Legislaturperiode neigt sich allmäh-
lich dem Ende zu. Es ist nun die richtige
Zeit, um Bilanz über eines Ihrer wichtig-
sten Projekte dieser Legislaturperiode zu
ziehen, nämlich zu dem Thema Gemein-
schaftsschule. Bei dieser Bilanz ist sicher-
lich einer der wichtigsten und objektivsten
Gesichtspunkte: Wie ist die Akzeptanz ge-

messen an den Schülerzahlen und damit
die Akzeptanz bei den Eltern? Das kann
man in Zahlen ausdrücken.

Zunächst: Wenn die absolute Zahl der
Schulen zunimmt, nimmt auch die absolu-
te Zahl der Schüler zu. Aber die meisten
der Gemeinschaftsschulen sind ehemalige
Hauptschulen und Werkrealschulen. Es ist
kaum eine Realschule dazugekommen.
Diese annähernde Identität zwischen Ge-
meinschaftsschulen und früheren Haupt
und Werkrealschulen hat Folgen:

Folge 1: Es gibt eine abnehmende Anzahl
von neuen Anträgen auf die Einrichtung
von Gemeinschaftsschulen. Das Potenzial
ist allmählich ausgeschöpft. Es gibt nur
noch 32 neue Anträge, und in den Folge-
jahren wird es noch weniger geben. Folge
2: Es gibt eine Kannibalisierung der einzel-
nen Standorte untereinander. Sie nehmen
sich gegenseitig die Schüler weg. Folge 3:
Das Motiv vieler Bürgermeister, ihren
Standort zu sichern, indem sie aus ihrer
Hauptschule eine Gemeinschaftsschule

Ulrich Müller MdL

Landtagsrede vom 28.10.2015 zu den Schülerzahlen an den Gemeinschaftsschulen



machen, fängt an, sich ins Gegenteil zu verkeh-
ren. Denn je mehr Gemeinschaftsschulen es gibt,
desto mehr nehmen sie sich gegenseitig die
Schüler weg. Es ist nur noch eine Frage der Zeit,
wann die ersten wieder geschlossen werden
müssen. 

Dass die Gemeinschaftsschulen im Wesentli-
chen ehemalige Haupt- und Werkrealschulen
sind, zeigt sich auch an der Zusammensetzung
der Schülerschaft und der Qualifikation der Leh-
rer. Der Anteil der Schüler mit Hauptschulemp-
fehlung liegt mittlerweile bei fast zwei Dritteln,
während der Anteil der Schüler mit Gymnasial-
empfehlung bei 9 % liegt. Was die Qualifikation
der Lehrkräfte anbelangt - pro Gemeinschafts-
schule gibt es im Schnitt nur einen Gymnasial-
lehrer.

Dieser Verdrängungswettbewerb, müsste nicht
so stattfinden, wenn es einen Zulauf zu den Ge-
meinschaftsschulen gäbe und nicht das Wachs-
tum an der einen Stelle mit dem Nichtwachstum
an der anderen Stelle erkauft würde. Genau das
findet nicht statt. Der Kuchen wird nicht größer,
doch wenn die Zahl der Stücke größer wird, dann
wird die Größe der Stücke kleiner. Die Zahlen pro
Klasse schrumpfen.

Das hat natürlich auch mit Ihrer Politik der Installation der Ge-
meinschaftsschulen zu tun. Sie haben viel zu viele dieser Gemein-
schaftsschulstandorte genehmigt und auch Kleinststandorte ge-
nehmigt. Sie wollten bei der Einführung die stabile Zweizügigkeit,
als Mindestgröße 40 Schüler pro Jahrgang. Denn es soll ja eine
Schule für alle sein und für alle Abschlüsse. Aber auch dieses Ziel
ist nicht erreicht. Tatbestand ist, dass wir heute landesweit nahe-
zu 30 % Gemeinschaftsschulen haben, die diese 40 Schüler nicht
erreichen. Im Regierungsbezirk Tübingen sind es übrigens nahezu
50 % der Schulen mit weniger als 40 Schülern.

Vor Einrichtung einer Gemeinschaftsschule muss man erst ein-
mal eine Prognose stellen, ob es 40 Schüler geben wird oder nicht.
Wenn Sie sich jetzt gleichermaßen geirrt hätten, nach oben und
nach unten, könnte man sagen: Irren ist menschlich. Aber es ist
nicht so. Die Zahl der Fälle, in denen Sie zu optimistisch geschätzt
haben, ist deutlich größer als die Zahl der Fälle, in denen Sie zu
pessimistisch geschätzt haben. Abgesehen davon: Sie haben jede
Menge von Standorten genehmigt, die schon nach der Prognose
bei unter 40 Schülern lagen. 

Dazu Beispiele aus meinem Wahlkreis: Dort
gibt es fünf Gemeinschaftsschulen: Meers-
burg: Prognose 40; im Schnitt der letzten Jahre
tatsächlich 30. Gemeinschaftsschule Überlin-
gen: Prognose 67 Schüler; tatsächlich im
Schnitt der letzten Jahre 24. Man hat sowohl
die Prognose verfehlt, wie auch die Mindest-
größe. Gemeinschaftsschule Schreienesch
Friedrichshafen: Prognose 57; tatsächlich 47.
Gemeinschaftsschule Graf Soden Friedrichsha-
fen: Prognose 112 – eine ehemalige Realschu-
le, deswegen hier eine höhere Prognose –; tat-
sächlich 89. Gemeinschaftsschule Salem: Pro-
gnose 47. Das war noch ohne Schließung der
Realschule; die ist dann gegen den Willen der
Schule geschlossen worden. Dadurch ist hier
ausnahmsweise die Zahl der Schüler höher als
die Prognose, nämlich 83. Außerdem kam es
zur Abwanderung von Realschülern.

Selbst bis in dieses Jahr hinein lassen Sie noch
Gemeinschaftsschulen in einer Größenord-
nung von 20 Schülern statt 40 zu. Ich möchte
auf das Beispiel Ofterdingen exemplarisch ver-
weisen. Tatbestand ist schließlich, meine Da-
men und Herren, dass die Schülerzahlen sin-
ken. Im Schuljahr 2014/2015 hatten wir 62 Ge-

meinschaftsschulen mit steigenden Schülerzahlen – erfreulich für
Sie –, aber 124 – genau das Doppelte – mit sinkenden Schülerzah-
len. Gemessen an den Anmeldezahlen des Jahres 2015/2016, also
des laufenden Schuljahres, haben wir Gemeinschaftsschulen mit
sinkenden Schülerzahlen: Im Regierungspräsidium Stuttgart 62%,
Regierungspräsidium Freiburg 54 %, Regierungspräsidium Karls-
ruhe 63 %, Regierungspräsidium Tübingen 54 %, landesweit 59 %
der Gemeinschaftsschulen mit sinkenden Schülerzahlen. 

Ich will noch einen Blick in die Zukunft werfen: Beispiel Regie-
rungsbezirk Tübingen. Wir haben in diesem Regierungsbezirk 58
Gemeinschaftsschulen. Davon haben bereits 19 Schulen weniger
als 19 Schüler pro Klasse. Bei 16 ist die Grenze zur Schließung er-
reicht. 14 von diesen 58 Gemeinschaftsschulen sind nur einzügig. 

Die Zahlen sprechen für sich, und sie lassen einen simplen
Schluss zu.

Dieser Schluss heißt, dass das Experiment Gemeinschaftsschule
schon am Ende der ersten Legislaturperiode an seine Grenzen ge-
stoßen ist. So ist es, meine Damen und Herren, wenn man Politik
gegen die Bürger und Schulpolitik gegen die Eltern macht. <<<
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Rund fünfzig Jahre ist es her, dass die er-
sten Planungen für eine neue B31 ge-
macht wurden. Doch so richtig konkret
wurde es sehr lange nicht. Bis im Novem-
ber 2014 der Baubeginn des ersten Teilab-
schnittes in Friedrichshafen mit einem
Spatenstich gefeiert wurde. Kein ganzes
Jahr später ein weiterer Meilenstein: Am
26. Oktober vollzogen wir den symboli-
schen Spatenstich für die neue 4,49 Kilo-
meter lange Nord-Umfahrung von Über-
lingen. Ich freue mich, dass mein Besuch
mit einer Delegation der Stadt bei Staats-
sekretär Norbert Barthle im Sommer von
Erfolg gekrönt war. Die 34 Millionen Euro,
die das Projekt kostet wurden als Ergebnis

aus dem Nachtragshaushalt bereitgestellt.
Noch mehr freue ich mich mit der Region,
der Stadt und allen Menschen, die so viele
Jahre für die Umfahrung gekämpft haben,
dass nun gebaut werden kann. Bis 2020,
rechtzeitig zur Landesgartenschau, soll die
B31 neu um Überlingen fertig gestellt
sein. Trotzdem stehen wir beim Gesamt-
projekt B31 neu noch am Anfang. Der Lük-
kenschluss zwischen den Umgehungen
der Bundesstraße 31 bei Überlingen und
Friedrichshafen, der dem B31-„Nadelöhr“
Hagnau Entlastung bringen soll, ist drin-
gend. Das Land ist am Zug, das Planfest-
stellungsverfahren möglichst bald abzu-
schließen. <<<

MdB Lothar Riebsamen über den Straßenbau im Bodenseekreis

Meilenstein Nr. 2: B31 neu Überlingen

V.l.: Lothar Riebsamen MdB, Landtags-
kandidatin Susanne Schwaderer, Staatsse-
kretär Norbert Barthle MdB und Kreisvor-
sitzender Lothar Fritz beim Spatenstich
für die B 31 Neu Überlingen West-Überlin-
gen Ost
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MdB Lothar Riebsamen zur Flüchtlingskrise 

Wir brauchen die europäische Lösung!
Alle Diskussionen um die Flüchtlingsthematik sollten stets dem ei-

nem Leitgedanken folgen: Es ist unsere humanitäre Aufgabe und
christliche Pflicht, zu helfen, und zwar unter Berücksichtigung der In-
teressen unseres Landes. Wieviel Hilfe ist quantitativ möglich, ohne
sich selbst zu schaden? Das wird mit Blick auf eine Einschränkung der
Flüchtlingszahlen hitzig diskutiert. Die CSU fordert Obergrenzen, hat
sogar schon konkrete Zahlen dafür genannt. Mehr als 500.000
Flüchtlinge pro Jahr vertrage Deutschland nicht, meint unsere
Schwesterpartei. Ich sage: Die christliche Pflicht, Menschen in Not zu
helfen kennt keine Obergrenze. Und das Grundrecht auf Asyl für po-
litisch Verfolgte auch nicht. 

Klar ist aber auch, dass Deutschland nicht unbegrenzte Kapazitäten
hat. Täglich kommen tausende Flüchtlinge in der Europäischen Uni-
on an. Der Großteil davon verteilt sich noch immer auf gerade einmal
fünf Mitgliedstaaten der EU. In Deutschland sind laut BAMF-Chef
Frank-Jürgen Weise 300.000 unbearbeitete Asylanträge in der Warte-
schleife, pro Monat werden 80.000 Anträge bearbeitet. Diese Menge
ist übrigens möglich, weil seit neuestem Dolmetscher via Skype zu-
geschaltet werden können. Das war eine von vielen Maßnahmen, die
getroffen wurden, um die von der Union gewollte Beschleunigung
der Asylverfahren zu erreichen. 

Die Bundesregierung arbeitet unermüdlich an Lösungen, wie das
Asylverfahren beschleunigt und die Flüchtlingszahlen gesenkt wer-
den können. Die Einstufung Albaniens, des Kosovo und Montenegros
als sichere Herkunftsstaaten und verschärfte Einschränkungen und
Auflagen für Asylbewerber aus diesen Staaten haben bereits zu einer
drastischen Verringerung der  Zahl der Flüchtlinge vom Balkan ge-
führt. Das Aufnahme- und Rückführungslager für Flüchtlinge vom
Balkan in Manching konnte deshalb geschlossen werden. Es soll nun
neben Bamberg eines von drei bis fünf geplanten Registrierzentren
werden, in denen Asylverfahren drastisch verkürzt und Rückführun-
gen erleichtert werden. 

Anfang November beschloss die Koalition ein weiteres Maßnah-
menpaket. Es wird eine Datenbank und einen einheitlichen Ausweis
für Flüchtlinge geben, den sie nach ihrer Registrierung erhalten, und
ohne den kein Asylantrag gestellt und keine Leistungen bezogen wer-
den können. Der Familiennachzug für Antragsteller mit subsidiärem
Schutz wird für einen Zeitraum von zwei Jahren ausgesetzt. Und die
Rahmenbedingungen für Abschiebungen sollen verbessert werden. 

Aber auch auf europäischer Ebene brauchen wir Lösungen. Alle EU-
Partner müssen endlich ihrer Pflicht nachkommen, Flüchtlinge aufzu-
nehmen! Eine gesamteuropäische Lösung muss einen strikten Schutz
der EU-Außengrenzen umfassen, um illegale Migration zu verhin-
dern. Darüber hinaus müssen die bereits beschlossenen Aufnahme-
und Verteilzentren (Hotspots) in Griechenland und Italien in Betrieb
genommen werden, die die Registrierung von Schutzbedürftigen und

deren europaweite Verteilung bzw. die Rückführung von nicht
Schutzbedürftigen vornehmen werden. 

Die Kriege im Nahen Osten können wir nicht einfach beenden, aber
wir können dazu beitragen, dass die Flüchtlinge nach Möglichkeit in
der ihnen vertrauten Region bleiben. Der weite Weg nach Europa
sollte für die Betroffenen die zweite Wahl sein. Leider ist die Situati-
on in der Türkei, im Libanon und in Jordanien so katastrophal, dass
die Kriegsflüchtlinge aus den Lagern abermals flüchten. Wir investie-
ren bereits hohe Summen, um die dortigen Lager zu verbessern. 

Denen, die bleiben, wollen wir die Integration ermöglichen. Es ist
eine große Herausforderung. Der Bund fördert Sprachkurse und die
Integration in den Arbeitsmarkt, unzählige ehrenamtliche Helfer un-
terstützen Flüchtlinge im Alltag. Damit die Integration gelingt, ist
aber die Mitwirkung der Flüchtlinge unabdingbar. Sie müssen der
christlichen Leitkultur in Deutschland verpflichten, unsere Werte,
Gesetze und Bräuche kennen und respektieren.

Laut Frank-Jürgen Weise, Leiter des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (Bamf), kann die Hälfte der registrierten Asylanten auf
ein Bleiberecht hoffen, von denen statistisch gesehen wiederum 70
Prozent dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen würden. Wenn wir
es schaffen, die Flüchtlinge erfolgreich zu integrieren, könnte die Zu-
wanderung eine echte demografische Bereicherung für Deutschland
sein und dem Fachkräftemangel auf dem deutschen Arbeitsmarkt
entgegenwirken. <<<

MdB Lothar Riebsamen über das neue
Sterbehilfegesetz

Straffreiheit – aber keine 
Liberalisierung!

Am 5. November hat die Mehrheit im Bundestag entschieden: Ge-
schäftsmäßige Suizidbeihilfe ist strafbar. Ärzte und Angehörige aber
bleiben im Falle der Beihilfe straffrei. Beihilfe zum Suizid – das ist ein
sehr sensibles Thema, zu dem sich nicht nur wir Bundestagsabgeord-
nete ein Jahr lang Gedanken machten, Diskussionen führten, mit Be-
troffenen sprachen, tief in uns hineinhorchten und unsere Gewissen
prüften. Ich habe meine Stimme für den Gesetzesentwurf von Micha-
el Brand und Kerstin Griese abgegeben, überzeugt, dass er diesem
sensiblen Thema gerecht wird. Eine Liberalisierung, also ausdrückli-
che Legalisierung der Beihilfe zum Suizid, wie sie in anderen Geset-
zesentwürfen gefordert wurde, ist keine Option. Das zeigt ein Blick
in die Länder, in denen Beihilfe zum Suizid und entsprechende Verei-
ne ausdrücklich erlaubt sind. Dort sind erschreckende Entwicklungen
zu beobachten. In Belgien und den Niederlanden sind seit der Libera-
lisierung die Fälle, in denen Beihilfe zum Suizid geleistet wurde, um
das zehnfache angestiegen. Es ist naheliegend, dass pflegebedürftige
Menschen ihr Leben eher vorzeitig beenden, um anderen nicht zur
Last zu fallen, wenn dies ein legaler, „gesellschaftsfähiger“ Weg wäre.
Ja, sie würden sogar unter Druck gesetzt werden, genau dies zu tun.
Vor diesem Hintergrund verbietet das neue Sterbehilfegesetz die ge-
schäftsmäßige Beihilfe zum Suizid, zum Beispiel durch Sterbehilfe-
vereine wie „Exit“ oder „Dignitas“. An der Straffreiheit von Ärzten

Eindrücke vor Ort: Lothar Riebsamen besucht mit Landrat Wölfle
die Asylnotunterkunft in Friedrichshafen



und Angehörigen, die Beihilfe zum Suizid
leisten, ändert sich nichts. 

Das Sterbehilfegesetz geht Hand in Hand
mit dem neuen Palliativ- und Hospizgesetz,
das einen Tag vorher beschlossen wurde.
Denn die wirksamste Prävention gegen Sui-
zid ist die Stärkung und der flächendecken-
de Ausbau der Palliativmedizin und Hospize.
Schwerkranke Menschen sollen in ihrer letz-
ten Lebensphase bestens versorgt und be-
treut werden - in medizinischer, pflegeri-
scher, psychologischer und seelsorglicher
Hinsicht. Unabhängig davon, ob sie sich zu
Hause, im Krankenhaus, im Pflegeheim oder
im Hospiz befinden. 

Konkret heißt das unter anderem: Für sta-
tionäre Hospize für Kinder und Erwachsene
erhöhen wir den Mindestzuschuss der Kran-
kenkassen. Kranken- und Pflegekassen tra-
gen künftig außerdem 95 statt 90 Prozent
der zuschussfähigen Kosten. Bei den ambu-
lanten Hospizdiensten werden künftig ne-
ben den Personalkosten auch die Sachko-
sten bezuschusst, zum Beispiel Fahrtkosten
für ehrenamtliche Mitarbeiter. Die soge-
nannte Spezialisierte Ambulante Palliativ-
versorgung (SAPV) soll flächendeckend ver-
breitet werden. Die Sterbebegleitung soll
Bestandteil des Versorgungsauftrages der
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversiche-
rung werden.

Diese und weitere Maßnahmen sollen
dazu beitragen, dass pflegebedürftige Men-
schen bis zum Schluss ein möglichst
schmerzfreies und selbstbestimmtes Leben
führen können. 

Keine geschäftsmäßige Sterbehilfe, dafür
bessere Palliativ- und Hospizversorgung: ich
glaube, dass Gesamtpaket der neuen Hos-
piz-, Palliativ- und Sterbehilfegesetze we-
sentlich dazu beitragen kann, die letzte Le-
bensphase schwerkranker Menschen positiv
zu beeinflussen. <<<

MdB Lothar Riebsamen über die
Elektrifizierung der Südbahn

Landesregierung 
ist am Zug 

Der Ausbau und die vollständige Elektrifi-
zierung der Südbahn zwischen Ulm und
Lindau wurde 2003 im Bundesverkehrswe-
geplan und im Bedarfsplan für die Bundes-
schienenwege berücksichtigt. Zwölf Jahre
später fahren immer noch Dieselloks auf der
Strecke, aber wir können nun verkünden:
Alle fünf Abschnitte der Strecke sind inzwi-
schen planfestgestellt, für die gesamte
Strecke herrscht somit Baurecht. Aus juristi-
scher Sicht kann die Elektrifizierung umge-
setzt werden. 

Warten auf die Landesregierung
Der nächste Schritt ist die Finanzierungs-

vereinbarung zwischen Bund, Land und

Deutscher Bahn. Der Bund übernimmt 50
Prozent der Gesamtkosten, die derzeit auf
226 Millionen Euro geschätzt werden; die
Landesregierung hat die Übernahme der üb-
rigen 50 Prozent zugesagt. Dies gelte auch
für mögliche Mehrkosten, die entstehen
können, sagte der Landesverkehrsminister
beim feierlichen Spatenstich zum Ausbau
der B31 bei Friedrichshafen. Leider ließ die
Landesregierung bislang ihren Worten keine
Taten folgen. Doch erst wenn das Land die
Gelder frei macht kann die Finanzierungs-
vereinbarung unter Dach und Fach gebracht
werden.

Elektrifizierung spart Zeit und 
Kosten

Dass es bald zügiger voran geht mit der
Elektrifizierung der Südbahn ist wünschens-
wert, denn die Umsetzung wird Zeit und Ko-
sten sparen. Sie eröffnet neue Möglichkei-
ten für die Verbesserung des Schienenver-
kehrsangebotes im gesamten Raum Boden-
see-Oberschwaben. Dazu gehört ein umstei-
gefreies Reisen vom Bodensee zu den Kno-
tenpunkten in Stuttgart, nämlich Flughafen,

Hauptbahnhof und Messe, sowie nach Karls-
ruhe. In einzelnen Bereichen ist eine Erhö-
hung der Streckengeschwindigkeit auf 160
Stundenkilometer möglich. Insbesondere
nach der Inbetriebnahme der  Bahnprojekte
Stuttgart 21 – inklusive der Neubaustrecke
Wendlingen-Ulm – werden sich dadurch die
Reisezeiten erheblich verkürzen. Fahrzeit-
verbesserungen von rund zehn Minuten zwi-
schen Ulm und Lindau werden angepeilt –
eine Zeitersparnis, die vor allem den vielen
Pendlern zwischen Oberschwaben und Bo-
densee zu Gute kommt. Auch auf internatio-
naler Ebene ist das Projekt gewinnbringend:
Zukünftig sind durchgehend elektrische
Zugverbindungen in das Streckennetz der
Nachbarländer wie Österreich und Schweiz
möglich. Gründe genug also, die Finanzie-
rungsvereinbarung endlich in trockene Tü-
cher zu bringen, so dass es losgehen kann
mit den zahlreichen Baumaßnahmen. Ge-
meinsam mit meinen Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jo-
sef Rief, Ronja Schmitt, Waldemar Wester-
mayer und Heinz Wiese fordere ich die Lan-
desregierung auf, ihren Teil beizutragen. <<<

Unsere Abgeordneten
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STELLENAUSSCHREIBUNG
CDU-BEZIRKS- und KREISGESCHÄFTSFÜHRER/IN
Zum 01.01.2016 sucht der CDU-Bezirksverband Württemberg-Hohenzollern eine/n
Bezirks- und Kreisgeschäftsführer/in für den Bezirksverband Württemberg-Hohenzol-
lern und den Kreisverband Bodenseekreis ein. 
Für die Vollzeitstelle suchen wir eine dynamische und engagierte Persönlichkeit, vor-
zugsweise mit einer kaufmännischen Ausbildung mit Erfahrung in Verbandsarbeit, die
ihr berufliches Engagement in unsere politische Arbeit einbringen möchte und die Be-
reitschaft mitbringt, sich in den Dienst der Ehrenamtlichen, der Ortsverbände, der
Vereinigungen, des Kreisvorstandes, des Bezirksvorstandes und der Mandatsträger zu
stellen. 
Ihr Tätigkeitsbereich umfasst die Organisation und Koordination der Arbeit der CDU
im Regierungsbezirk Tübingen und im Landkreis Bodenseekreis, insbesondere die Vor-
bereitung von Bezirks- und Kreisparteitagen, Veranstaltungen und Sitzungen, die Öf-
fentlichkeitsarbeit, die Erledigung der Korrespondenz sowie die Mitgliederverwaltung.
Flexibilität in der Arbeitszeitgestaltung wird erwartet. Wir setzen Sicherheit in Wort
und Schrift sowie im Umgang mit PC und Internet voraus. Es ist für die Aufgabe selbst-
verständlich, dass Sie die Grundsätze und Leitlinien christdemokratischer Politik ver-
treten. 
Die CDU-Bezirks- und Kreisgeschäftsstelle befindet sich in Weingarten. Die Stelle ist
nach einer sechsmonatigen Probezeit zunächst auf zwei Jahre befristet (wobei grund-
sätzlich eine gute Aussicht auf Verlängerung besteht.)

Wir würden uns über Ihre Bewerbung freuen! Bitte senden Sie diese bis spätestens
20.12.2015 per Brief oder E-Mail an Frau Bezirksgeschäftsführerin Susanne Schwade-
rer, CDU Bezirksverband Württemberg-Hohenzollern, Bahnhofstr. 8, 88250 Weingar-
ten oder per Email schwaderer@cdu-wueho.de.
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Termine CDU
Bodenseekreis
Samstag, 12.12.2015, 
20.30 Uhr, 23.30 Uhr
Susanne Schwaderer, TV-Tipp: 
„Feuerlein kocht wertvoll …– 
mit Susanne Schwaderer“ auf 
Regio TV Bodensee
Samstag, 19. Dezember 2015,
17.00 Uhr
CDU Ailingen, Traditionelle 
Ailinger Waldweihnacht auf dem
Horach. Infos bei M. Fischer
Dienstag, 29. Dezember 2015,
20.00 Uhr
CDU Tettnang, Bürgerstammtisch 
in der „Krone“ zum Jahresausklang. 
Infos bei A. Lange
Sonntag, 10. Januar 2016,
10.00 Uhr, CDU-Tannau, Neujahrs-
empfang mit MdL Paul Locherer
im DGH Tannau
Mittwoch, 20. Januar 2016
CDU Sipplingen, 
Jahreshauptversammlung

Montag, 25. Januar 2016
CDU Bermatingen
Jahreshauptversammlung
Mittwoch, 10.Februar 2016,
19.00 Uhr
CDU Bodenseekreis und
CDU Eriskirch
Politischer Aschermittwoch
Freitag, 19. Februar 2016,
18.30 Uhr
CDU Bodenseekreis, 
Kreisparteitag mit 
Vorstandswahlen
Sonntag, 13. März 2016,
ab 08 Uhr, Baden-Württem-
berg, Landtagswahl

Redaktionsschluss für das 
nächste CDU Intern ist 

Freitag, 22. Januar 2016. Bitte
schicken Sie ihre Beiträge an 

cduintern@cdu-bodenseekreis.de.

Einladung 
15. Ailinger Waldweihnacht
Samstag, 19. Dezember 2015

17:00 Uhr zum Laternenmarsch
Treffpunkt Dorfgemeinschaftshaus 

oder 17:30 Uhr auf dem Horach

Alle Bürgerinnen und Bürger, besonders  die Kinder, sind herzlich eingeladen, am Samstag, den 19. Dezember 2015 an unserer Ailin-
ger Waldweihnacht teilzunehmen. Um 17:00 Uhr trifft man sich zum Laternenmarsch am Dorfgemeinschaftshaus in Lottenweiler
(dort kann geparkt werden), um dann von dort aus mit Laternen und Taschenlampen über den Martinshof zum Horach zu gehen. Alle,
die nicht mitlaufen möchten, treffen sich um 17:30 Uhr auf dem Horach. Dort werden wir dann gemeinsam bei Weihnachtsmusik auf
den Nikolaus warten, der für die kleinen Gäste eine Überraschung bei sich hat..
Für die Verpflegung wie z. B. Wurst und Wecken, Glühwein, Kinderpunsch und andere Getränke ist gesorgt (wenn möglich, bitte ei-
gene Tasse mitbringen).
Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie uns in diesem Jahr zu unserer  Waldweihnacht besuchen würden.
Ihr CDUOrtsverband Ailingen


